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Hintergrund 

Für die Zwecke dieser Studie bezeichnet „prekäre Beschäftigung“ eine Beschäftigung, für die mindestens eines 
der folgenden Kriterien zutrifft: sehr niedrige Bezahlung, sehr wenige Arbeitsstunden oder geringe 
Arbeitsplatzsicherheit. Das letztgenannte Kriterium wird dabei weit ausgelegt und umfasst nicht nur befristete 
Verträge, sondern auch Arbeitsplätze mit wenigen Möglichkeiten für die Weiterbildung oder berufliche 
Entwicklung, mit fehlender Arbeitnehmervertretung und mit fehlenden Sozialschutzrechten oder 
arbeitsplatzbezogenen Leistungen. Intersektionalität, das heißt die Art und Weise, in der sich das biologische 
und soziale Geschlecht mit anderen persönlichen Merkmalen oder Identitäten überschneidet, und wie diese 
Überschneidungen zu einzigartigen Erfahrungen der Diskriminierung beitragen, bildet ein Kernstück der 
Definition von prekärer Beschäftigung in dieser Studie. Diskriminierung in Form von sich überschneidenden 
Ungleichheiten aufgrund des Alters, des Herkunftslandes, einer Behinderung, des Bildungsstandes oder der 
sexuellen Orientierung einer Person stellen einen Schlüsselfaktor dafür dar, dass eine Person prekärer 
Beschäftigung ausgesetzt ist bzw. diese erfährt. Obwohl auch Männer eindeutig von prekärer Beschäftigung 
betroffen sind, sind besonders Frauen von diesem Phänomen gefährdet.   

Wichtigste Erkenntnisse 

Fortschritte im Bereich der prekären Beschäftigung  

Im Laufe des letzten Jahrzehnts wurden auf internationaler und auf EU-Ebene verschiedene Standards 
angenommen, um prekäre Beschäftigung, besonders von Frauen, zu bekämpfen. Vor allem mit den EU-
Richtlinien „über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen“ und „zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben für Eltern und pflegende Angehörige“ sollen der Missbrauch atypischer Verträge verboten und eine 
größere Gleichberechtigung von Männern und Frauen erreicht werden, indem Auffassungen hinsichtlich der 
Aufgabenaufteilung zwischen den beiden Geschlechtern in Frage gestellt werden. Diese verbindlichen EU-
Standards werden ergänzt durch zwei Entschließungen des Europäischen Parlaments zu „Arbeitsbedingungen 
und prekären Beschäftigungsverhältnissen“ und „Frauen in prekären Beschäftigungsverhältnissen“ sowie eine 
Reihe von politischen Initiativen, mit denen darauf abgezielt wird, die Anzahl an Beschäftigten mit kurzfristigen 
Verträgen und Arbeitslosen zu reduzieren und Vorurteile im Hinblick auf Bildungswege und berufliche 
Laufbahnen aufzubrechen. 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache abrufbar unter: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/662491/IPOL_STU(2020)662491_EN.pdf 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/662491/IPOL_STU(2020)662491_EN.pdf
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Verbleibende Herausforderungen  

Trotz dieser Fortschritte ist prekäre Beschäftigung weiterhin ein Problem – sowohl in der EU als auch in den 
acht in dieser Studie behandelten Mitgliedstaaten, wo sich zeigt, dass Frauen wahrscheinlicher von prekärer 
Beschäftigung betroffen sind als Männer. Diese Überrepräsentation geht unter anderem zurück auf die 
überproportionale Menge an Zeit, die Frauen mit Pflege- und Betreuungsaufgaben und Hausarbeit verbringen, 
die nicht bezahlt und zumeist nicht erfasst wird. Verwurzelte Vorurteile sind ein weiterer Faktor, der zu prekärer 
Beschäftigung bei Frauen führt und der gekennzeichnet ist durch die Tatsache, dass die Berufswahl teilweise 
sozial konstruiert ist und die Geschlechtertrennung ein tief verankertes Merkmal der Bildungssysteme und 
Berufe in der EU darstellt. Daraus ergibt sich eine hohe Prävalenz von prekärer Beschäftigung von Frauen in 
bestimmten Branchen, vor allem in der Pflegebranche, wo die Bezahlung und die Arbeitsbedingungen von 
Frauen tendenziell schlechter sind als in anderen Branchen. In anderen weiblich geprägten Branchen wie 
Bildung, Reinigung, Tourismus und persönliche Dienstleistungen ist der Anteil der Teilzeitbeschäftigung 
besonders hoch, was häufig den Ausschluss von Sozialleistungen und Nachteile in Bezug auf Beförderungen 
mit sich bringt. 

Auch wenn es nicht immer möglich ist, gemeinsame geschlechtsspezifische Muster in bestimmten Gruppen 
von Männern und Frauen auszumachen, sind in allen acht Mitgliedstaaten Frauen und Männer, die außerhalb 
der EU geboren wurden, sowie Frauen und Männer, die einer ethnischen Minderheit angehören, junge 
Menschen, gering qualifizierte Menschen und Menschen mit Behinderung besonders anfällig für prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse. Der Ausbruch der COVID-19-Pandemie hat spürbare Auswirkungen auf 
Beschäftigte in prekären Beschäftigungsverhältnissen. Frauen sind hiervon besonders betroffen, da es sich bei 
den am stärksten erschütterten Branchen (z. B. Pflege, Bildung und Gastgewerbe) um Branchen handelt, in 
denen Frauen überrepräsentiert sind. Die Pandemie hat zudem negative Auswirkungen auf die Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben und Pflege- und Betreuungsaufgaben und der Anteil an unbezahlter Arbeit, den 
Frauen leisten, stieg mit der Zunahme der Zeit, die zu Hause verbracht wird, erheblich an. Ein Ergebnis dieser 
Situation ist die Tatsache, dass Frauen seit Beginn der nationalen Lockdown-Maßnahmen mit größerer 
Wahrscheinlichkeit ihren Job verloren oder gekündigt haben.  

Bewährte Verfahren bei der Bekämpfung der prekären Beschäftigung von Frauen  

In dieser Studie werden einige bewährte Verfahren identifiziert, durch die die Bedingungen von Frauen in 
prekärer Beschäftigung potenziell verbessert werden können. Im Bereich Recht hat sich die Einführung eines 
Mindestlohns als wirksam erwiesen, um Frauen in Deutschland und Spanien aus prekären Bedingungen zu 
verhelfen. Des Weiteren haben sich Lohntransparenz (Deutschland), die Anerkennung von gleichem Lohn für 
gleiche Arbeit (Schweden), Begrenzungen für die Dauer von atypischen Verträgen und die Ausweitung der 
Arbeitnehmerrechte im Rahmen solcher Verträge (Deutschland, Frankreich, Italien und Polen) sowie 
Maßnahmen für den Elternurlaub (Italien) positiv auf die Verringerung von prekärer Beschäftigung von Frauen 
ausgewirkt. Die bewährten Verfahren im Bereich Politik umfassen Gleichstellungsbescheinigungen für 
Unternehmen, die die Geschlechtergleichstellung umsetzen, Programme zur Unterstützung von Migrantinnen 
beim Eintritt in den Arbeitsmarkt, Initiativen für die bessere Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben, 
Kampagnen für den Ausbau der IT-Kenntnissen von Frauen, die Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der 
Pflege und Maßnahmen zur Abschwächung der arbeitsbezogenen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie. 

Empfehlungen 

Aufbauend auf den vorgenannten Erkenntnissen werden in der Studie eine Reihe von Empfehlungen für die 
Verbesserung der Situation von Frauen in prekärer Beschäftigung vorgelegt. Dazu gehören Vorschläge für die 
Annahme von EU-Rechtsvorschriften, insbesondere einer Richtlinie über Lohntransparenz, mit der den 
lebenslangen Auswirkungen des geschlechtsspezifischen Lohngefälles in Bezug auf die fehlende Vertretung 
von Frauen in hochbezahlten, von Männern dominierten Berufen und ihre Überrepräsentation in niedrig 
bezahlten prekären Arbeitssituationen begegnet werden würde. Des Weiteren werden Änderungen an 
bestehenden EU-Rechtsvorschriften (z. B. an der Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben) 
vorgeschlagen, durch die der Schutz von alleinerziehenden Elternteilen, die häufig in prekären 
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Arbeitsbedingungen arbeiten, ausgeweitet werden würde. Durch die Ratifizierung des Übereinkommens von 
Istanbul durch die EU würde ein verstärkter Schutz für Opfer von Gewalt am Arbeitsplatz (Frauen in prekärer 
Beschäftigung sind häufiger Opfer von Belästigung am Arbeitsplatz) und – in Anbetracht der vermehrten Zeit, 
die Frauen aufgrund der Pandemie zu Hause verbringen – auch im Haushalt garantiert werden.  

Zudem wird eine Reihe von politischen Maßnahmen empfohlen, zu denen Bildungsprogramme und 
Sensibilisierungskampagnen gehören, durch die prekäre Beschäftigung verhindert und bekämpft sowie 
Geschlechterstereotype in der Bildung in Frage gestellt werden sollen. In Anbetracht der großen Zahl von 
Frauen, die in der Pflegebranche von prekärer Beschäftigung betroffen sind, sollte die Pflege in den 
kommenden Jahren eine Schlüsselpriorität für die EU und ihre Mitgliedstaaten darstellen, wobei erhebliche 
Investitionen in dieser Branche benötigt werden. Auch die Mobilisierung von Gewerkschaften und anderen 
Akteuren ist für die Sicherstellung der Rechte von Arbeitnehmern in prekären Verhältnissen von Bedeutung. 
Des Weiteren sollten Schwarzarbeit erforscht und Daten zum geschlechtsspezifischen Lohngefälle erhoben 
werden, um diese Aspekte im Zusammenhang mit der prekären Beschäftigung zu beleuchten. Zuletzt ist es 
auch von grundlegender Bedeutung, dass das Geschlecht in Aufbaupläne nach COVID-19 auf nationaler und 
EU-Ebene integriert wird und dass die Geschlechterperspektive in der Haushaltsplanung Berücksichtigung 
findet („Gender Budgeting“). 
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